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Die VP fordert den Handschlag-zwang 
Fall Therwil Baselbieter Nationalrätin Sandra Sollberger will Verweigerungen schweizweit einen Riegel schieben 

VON DANIEL BALLMER 

Die SVP lässt nicht locker. Seit Wochen 
diskutiert die Schweiz über zwei muslimi­
sche Sekschüler in Therwil, die ihrer Leh­
rerin aus religiösen Gründen den Hand­
schlag verweigert haben. Und da will auch 
die Schweizer Volkspartei ein gewichtiges 
Wörtchen mitreden. Unterstützt von der 
Parteispitze, fordert nun die Baselbieter 
Nationalrätin Sandra Sollberger per Mo­
tion die rechtliche Durchsetzung des 
Handschlags an Schweizer Schulen. Der 
Bundesrat solle die entsprechenden 
gesetzlichen Grundlagen dazu schaffen. 

Bereits zuvor hatte Sollbergers Solo­
thumer Fralctionskollege Walter Wob­
mann einen weiteren Vorstoss angekün­
digt, mit dem die Möglichkeit für harte 
Sanlctionen geschaffen werden soll. «Wer 
sich nicht integrieren will, soll ausgewie­
sen werden können», findet er. 

Verweis auf Aussagen Sommarugas 
Auch Sollberger spricht von mangeln­

der Integrationsbereitschaft im Fall Ther­
wil. Und sie verweist dabei auf Bundes­
rätin Simonetta Sommaruga (SP): «Dass 
ein Kind der Lehrperson die Hand nicht 
gibt, das geht nicht», hatte die SP-Justiz­
ministerin am Schweizer Fernsehen SRF 
erklärt. «So stelle ich mir Integration nicht 
vor, auch unter dem Titel Religionsfreiheit 
kann man das nicht akzeptieren.» Man 
müsse absolut klarstellen, dass der Hand­
schlag hierzulande dazugehöre. Man 
dürfe hier «kein Fragezeichen» aufl<om­
men Iassen. 

«Leider scheint hier gesunder Men­
schenverstand nicht auszureichen», kom­
mentiert Sollberger. Daher fordere die SVP 
rechtliche Grundlagen, um damit die Ba­
selbieter Bildungsdirelctorin Monica 
Gschwind sowie die Sekundarschule Ther­
wil zu unterstützen. Nachdem die Schullei­
tung die beiden Jugendlichen zuerst vom 
Handschlag dispensiert hatte, entschied 
Gschwind Ende Mai, gestützt auf ein Gut­
achten, dass damit Schluss sei. Verweigere 
ein Schüler seiner Lehrerin die Hand, solle 
dies Konsequenzen haben. Im Extremfall 
müssten die Eltern eine Busse von bis zu 
5000 Franken zahlen. Die Handschlag-Ver­
weigerung diskriminiere die Frau. Im «öf­
fentlichen Interesse» dürfe daher die Reli­
gionsfreiheit der beiden Schüler einge­
schränkt werden. Für die SVP ist dieser 

«Gesunder Menschenverstand scheint nicht auszureichen»: So begründet Sandra Sollberger (I.) ihren Vorstoss zur rechtlichen Durchsetzung des Handschlags. KEY 

Entscheid völlig richtig. Auch wenn es da­
zu kein Gutachten gebraucht hätte, wie Na­
tionalrätin Sollberger findet. 

Zweifel am Bundesgericht 
Nun aber soll der Bundesrat handeln 

und gesetzliche Fakten schaffen. Und er 
soll es rasch tun, verlangt die SVP - noch 
bevor allenfalls das Bundesgericht den 
Fall Therwil beurteilen muss. So hat die 
SVP doch ihre Zweifel, dass ein mögliches 
Gerichtsurteil in ihrem Sinne ausfallen 
würde. «Das Bundesgericht hat aufgrund 
einer mangelnden Rechtsgrundlage schon 
verschiedentlich schwer nachvollziehbare 
Entscheide gefällt», sagt Sollberger. Dem 

«Die Religion kann 
nicht als Entschul­
digung für alle kul­
turellen oder erzie­
herischen Defizite 
angeführt werden.» 
Sandra Sollberger 
Baselbieter SVP-Nationalrätin 

will die Partei deshalb mit ihrem Vorstoss 
zuvorkommen. 

Die Zweifel sind nicht ohne Grund auf­
gekommen. Immerhin hat alt Bundesrich­
ter Giusep Nay gegenüber der «Schweiz 
am Sonntag» bereits erklärt, dass ihn das 
Baselbieter Rechtsgutachten nicht über­
zeuge: «Nach meiner Auffassung sind in 
den wenigen Verweigerungsfällen andere 
Lösungen als Zwang zu prüfen.» Etwa, in­
dem sich Lehrerin und Schüler «in die Au­
gen schauen und mit dem Kopf nicken». 
Eine solche Lösung sei verhältnismässiger. 
Aufgrund der strenggläubigen Grundhal­
tung der Schüler beziehungsweise ihres 
Vaters sei wohl zu Recht ein schwerer Fall 

angenommen worden. Es brauche aber 
eine gesetzliche Grundlage, um ein «öf­
fentliches Interesse» geltend machen zu 
können, sagte Nay. 

Genau eine solche will die SVP nun er­
arbeiten lassen. Nach der bundesrätlichen 
Stellungnahme sei ohnehin klar, dass der 
Handschlag nichts mit Religionsfreiheit zu 
tun habe - genauso wenig wie dessen Ver­
weigerung. «Diese ist vielmehr ein Zei­
chen für mangelnden Respelct.» In diesem 
Fall vor Frauen. Oder anders: Hier fehle 
es an Integrationsbereitschaft. «Die Reli­
gion kann nicht als Entschuldigung für al­
le kulturellen oder erzieherischen Defizite 
angeführt werden», sagt Sollberger. 
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Gemeindeverwalter schmeisst Bettel hin 
Messung ' 

Legionellen-Funde in 
Baselbieter Heimen 

Allschwil Dieter Pfister beugt 
sich der Krittle an der Art, wie er 
die Verwaltung geführt hat. Per 
Ende Jahr legt er denJob nieder. 

VON JULIA GOHL 

Dieter Pfister verlässt die Gemeindeverwal· 
tung Allschwil per Ende Jahr. Das teilte der 
Allschwiler Gemeinderat gestern Abend 
mit. «Nach seiner Rückkehr vor zwei Jah­
ren war Dieter Pfister mit dem Ziel angetre­
ten, die Gemeindeverwaltung Allschwil für 
die grossen Herausforderungen der Zu­
kunft fit zu machen», heisst es in der Mit· 
teilung. «Die Erkenntnis, dass massgeben· 
de Stellen und Personen diesen Weg nicht 
zusanunen mit ihm gehen wollen und eine 
sach- und fachorientierte Zusammenarbeit 
schwierig ist, beeinflusste den Entscheid.» 

Im Mai hat die bz Vorwürfe publik ge­
macht, die Gemeinderäte und Verwaltungs· 
angestellte an den Gemeindeverwalter rich· 
teten. Es war unter anderem darum die Re· 

de davon, dass Angestellte verängstigt seien 
und nicht mehr schlafen könnten. Hinter 
vorgehaltener Hand wird in Allschwil von 
einer Abschussliste gesprochen, auf die sich 
Mitarbeitende mit kritischen Voten gegen­
über dem Verwalter manövrieren könnten. 
Viele Angestellte arbeiten im Hintergrund 
mit Anwälten zusanunen oder haben 
Rechtsschutzversicherungen abgeschlos­
sen. Dies unter anderem deshalb, weil sie 
sich nach fragwürdigen Entlassungen davor 
fürchten, ebenfalls die Stelle zu verlieren. 

Die bz berichtete über zwei fragwürdige 
Kündigungen: In einem Fall musste eine 
Mitarbeiterin gehen, weil ihre Stelle abge­
baut wurde. Kurze Zeit später wurde jedoch 
eine fast identische Stelle zu besseren Lohn· 
konditionen ausgeschrieben und an eine 
Vertraute Pfisters vergeben. Eine fristlose 
Kündigung musste die Gemeinde später in 
eine ordentliche Kündigung umwandeln. 

Auch Gemeinderäte taten gegenüber der 
bz ihr Unbehagen kund. Sie sprachen da­
von, dass der Verwalter Informationen zu­
rückbehalte und versuche, politisch Ein­
fluss zu nehmen. Später veröffentlichte die 

Geht nun doch: Dieter Pfister. 

Gemeinde eine Stellungnahme, in der es 
hiess, die betroffenen Gemeinderäte wür­
den ihre Aussagen wieder zurückziehen 
und sich für diese entschuldigen. 

Vertrauter von Präsidentin Nüssli 
Die Berichterstattung zu den Vorgängen 

auf der Verwaltung hat ein politisches 
Nachspiel. Die SP hat bereits eine kleine 
Anfrage im Einwohnerrat eingereicht, in 
der sie Auskunft über diverse undurchsich­
tige Abläufe verlangt. Nun doppelt LDP­
Einwohnerrat Roland Naefnach. Er reichte 
jüngst vier weitere kleine Anfragen ein. Er 
möchte unter anderem wissen, wie es zur 
Anstellung Pfisters kam und welche Vor­
aussetzungen er für die Stelle als Verwalter 
mitbringe. Auch hier wurden Zweifel laut: 
Es sei von Anfang an !dar gewesen, dass 
Gemeindepräsidentin Nicole Nüssli (FDP) 
ihren langjährigen Vertrauten Pfister für 
die Stelle vorsehen würde, obwohl extra ei­
ne externe Firma mit der Suche nach ei­
nem Verwalter beauftragt wurde. Gemein­
depräsidentin Nüssli war gestern Abend 
für eine Stellungnahme nicht erreichbar. 

In 19 von 29 untersuchten Alters- und 
Pflegeheimen im Kanton Baselland sind 
bei Untersuchungen Legionellen-Keime 
im Warmwassersystem gefunden wor­
den. Teilweise lag die Belastung über 
dem vom Bund definierten Zielwert. 
Die Messergebnisse belegen, dass Legi­
onellen in diesen Institutionen ein po­
tenzielles Gesundheitsrisiko darstellen 
könnten, wie es in einer Mitteilung des 
kantonalem Amts für Lebensmittel­
sicherheit und Veterinärwesen von ges­
tern Mittwoch heisst. Die Untersuchun­
gen fanden zwischen vergangenem 
September und Februar statt. 

Entnommen wurden die Proben ge­
mäss Mitteilung bei Warmwasserboi· 
lern und in den obersten Stockwerken. 
Untersucht wurden auch Pflegewan­
nen. In 15 der 29 untersuchten Heime 
wurden in den Wannen Keime identifi­
ziert. Der Kanton hat in den betroffe­
nen Institutionen Massnahmen ange­
ordnet. Diese reichen von thermischer 
bis zur chemischen Desinfelction. (SDA) 


